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Newsletter 50 – regional - vom 12. 08. bis 15. 09. 2007 
 
15.08.2007 Nachtrag zu den Vorfällen in Heppenheim 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der DGB-Ortsverband bittet um Veröffentlichung der PM. Vielen Dank 
DGB ruft dazu auf: Nazi-Aufkleber in Heppenheim ent fernen 
HEPPENHEIM. In der Heppenheimer Innenstadt, insbesondere zwischen Bahnhof und dem Bereich des 
Starkenburg-Gymnasiums wurden von offensichtlich rechtsgerichteten Neonazis Rudolf-Hess-Aufkleber an 
Verkehrsschildern und Mauern angebracht. Viele der Aufkleber wurden bereits von Passanten entfernt.   
Der Heppenheimer DGB-Ortsverbandsvorsitzender Franz Beiwinkel und DGB-Organisationssekretär 
Horst Raupp (Darmstadt) bedauern zutiefst, dass es immer noch politische Wirrköpfe  gibt, die sich die Zeit 
der  Nazi-Diktatur zurückwünschen.  Für braune Verbrecher, Holocaustleugner und Geschichtsfälscher ist 
aber in Heppenheim kein Platz. Heppenheim und die Bergstraße sind bunt und nicht braun“. 
DGB-Ortsverband Heppenheim bittet alle Bürgerinnen und Bürger die Aufkleber, die sich meist an 
Laternenpfosten oder Schaukästen befinden, zu entfernen.  
 
16.08.2007 Prozess gegen Stolz [€] 
Mannheim – Am 15. November soll vor der 4. Strafkammer des Landgerichts Mannheim das 
Hauptverfahren gegen die Neonazi-Rechtsanwältin Sylvia Stolz beginnen. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/proz essgegenstolz/  
 
16.08.2007 Braune Nothilfe [€] 
Gernsheim – Nachdem sich Anfang des Jahres die Neonazi-Sanitätertruppe „Braunes Kreuz“ nach einem 
Rechtsstreit mit dem DRK aus der Öffentlichkeit zurückgezogen hatte, wird jetzt offenbar an einen 
Neuaufbau gedacht. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/brau nenothilfe/  
 
18.08.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/akt uell/?em_cnt=1193435  
Berufung gegen Wöll-Urteil - Staatsanwalt will sech s Monate für NPD-Chef 
Giessen. Die Staatsanwaltschaft Gießen hat Berufung gegen ein Urteil gegen den hessischen NPD-
Landesvorsitzenden Marcel Wöll wegen Volksverhetzung eingelegt. "Wir fordern eine Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten", bestätigte der Gießener Oberstaatsanwalt Peter Gast gegenüber der FR einen 
Pressebericht vom Freitag. Der mehrfach vorbestrafte Rechtsextremist Wöll war Anfang August vom 
Amtsgericht Friedberg zu vier Monaten Haft verurteilt worden, weil er den Holocaust geleugnet hatte. 
Im März, so die Friedberger Richter, hatte Wöll als Abgeordneter des Wetterauer Kreistags die 
Konzentrationslager Auschwitz und Buchenwald als "Stätten des so genannten nationalsozialistischen 
Terrors" bezeichnet. Schülerfahrten zu Gedenkstätten des Holocausts nannte er "Gehirnwäsche". Das 
Berufungsverfahren wird nach Auskunft der Staatsanwaltschaft vor dem Landgericht Gießen stattfinden, 
aller Voraussicht nach noch in diesem Jahr. Auch Wöll will das Friedberger Urteil anfechten. 
Hintergrund der Berufung ist dem Vernehmen nach, dass die Staatsanwaltschaft verhindern will, dass das 
Urteil in einer nächsten Instanz möglicherweise zugunsten Wölls gekippt wird. aem 
 
20.08.2007 Viernheimer Tageblatt 
Gesellschaft: Die Polizei versperrte den Demonstran ten den Fluchtweg und konnte die Personalien 
aufnehmen.   -   Neo-Nazismarschieren in Viernheim 
VON UNSEREM MITARBEITER OLIVER HÖFLICH 
Viernheim (oh) – Ungläubige Blicke und versteinerte Minen besaßen am Samstagmittag die Menschen auf 
dem Apostelplatz, kurz vor 15 Uhr, als eine Gruppe von 20 Neonazis aufmarschierte und ihre 
rechtsradikalen Parolen propagierte. Dank dem unmittelbaren Informieren der Polizei durch besorgte 
Anwohner konnten die Demonstration im Keim erstickt und die Rechtsextremisten isoliert werden. Von acht 
aus dem Bergsträßer Raum stammenden Männern im Alter zwischen 22 und 33 Jahren wurden die 
Personalien festgestellt und Platzverweise erteilt. 
„Oh Gott“, so lautete der erste Gedanke einer besorgten Mutter, als sie mit ihren Kind die uniformierten 
Neonazis erblickte. Zwar ohne Springerstiefel, dafür aber einheitlich in schwarzen T-Shirts mit 
rechtsextremistischen Aufdrucken bekleidet, drangen die vorwiegend Jugendlichen in das Herz Viernheims 
ein, um wie zeitlich an vielen anderen Ort in Deutschland des 20. Todestags des rechtsradikalen Politiker 
Rudolf Heß zu gedenken. Der „Stellvertreter des Führers“ war am 17. August im Kriegsverbrechergefängnis 
Spandau in Berlin verstorben und wird seitdem gerne in der Neonaziszene als Märtyrer verklärt. 
 
Thema des Tages 
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Besorgte Bürger meldeten den Aufmarsch der Neonazis umgehend der Polizei, welche in vorbildlicher 
Weise innerhalb weniger Minuten die Demonstration beendete. Nachdem am Freitag schon Rechtsradikale 
in Ludwigshafen vor einem Einkaufszentrum eine Demonstration durchführten, waren die Beamten für den 
Samstag bereits in höchster Alarmbereitschaft. Ort und Zeitpunkt des möglichen Aufmarsches waren nicht 
näher bekannt, trotzdem reagierte die Polizei nach den Meldungen der Anwohner schnell und  
kompromisslos auf die braunen Demonstranten. Diese zogen mit dem Hitlergruß über den Apostelplatz und 
propagierten in unzähligen Ausrufen „Rudolf Heß = Mord“, ehe die Beamten in Grün die Neonazis zum 
Rückzug zwangen. Das braune Gesindel floh über die Rathausstraße Richtung Molitorstraße, wo sich die 20 
Neonazis in kleinere Gruppen trennten. „Ich dachte wirklich, dass wir solch ein Schauspiel hinter uns 
gebracht hätten. Da habe ich mich wohl leider getäuscht“, erklärte ein Viernheimer Rentner am 
Samstagmittag sichtbar geschockt, als er die Neonazis in Viernheim aufmarschieren sah. 
Zahlreiche Streifenwagen, Wannenwagen und in zivil gekleidete Polizeibeamten verfolgten die 
Rechtsextremisten durch Viernheim, ehe auf dem Parkplatz des Bürgerhauses eine Großzahl von 
Unruhestiftern den Beamten in Grün in die Falle ging. Die Polizei versperrte den Demonstranten den 
einzigen Fluchtweg und konnte dadurch die Personalien der Neonazis aufnehmen. Widerstand wurde von 
Seiten dieser nicht geleistet, wohl wissend welche drastischen Strafen dies zur Folge gehabt hätte. 
Somit blieb es für acht aus dem Bergsträßer Raum stammenden Männern im Alter zwischen 22 und 33 
Jahren bei Platzverweisen, welche an Ort und Stelle den Demonstranten ausgestellt wurden. 
Ob Straf- oder Ordnungswidrigkeitstatbestände von den Personen begangen wurden, bedarf der nach letzter 
Aussage der Beamten in Grün einer näheren Prüfung.  
Nun soll allerdings nicht der Eindruck entstehen, dass einzig und alleine in Viernheim die Rechtsextremisten 
am vergangenen Wochenende auf die Straßen gingen und ihrem vermeintlichen Märtyrer Rudolf Heß zu 
gedenken und dadurch Angst und Schrecken verbreiteten. Denn Angst und Schrecken war den meisten 
Viernheimer am Samstag ins Gesicht geschrieben, als die Neonazis in Herz der Stadt eingedrungen waren, 
um ihre Parolen zu grölen. Doch wie bereits in den anderen Fällen in der vergangenen Woche mit 
rechtsextremen Hintergrund-Vereinsheime und Trafostationen wurden mit rechtsradikalen Parolen 
verunstaltet- reagierte die Viernheimer Bevölkerung besonnen und richtig. Schnell und umgehend wurde die 
Polizei alarmiert und dadurch ein noch größerer Schaden abgewendet. 
Anders als in Ostdeutschland in den 90er Jahren, wo die Bürger entweder stillschweigend oder sogar 
öffentlich Gefallen am Auftreten der Neonazis bekundeten, zeigten die Bürger auf dem Apostelplatz deutlich 
ihre Ablehnung gegenüber rechtsradikalen Aufmärschen in ihrer Heimatstadt. 
Dadurch symbolisierten die Menschen, dass die Meinung einiger weniger Chaoten nicht sinnbildlich ist für 
die Auffassung einer gesamten Stadt und sie die Provokationen seitens der rechten Szene nicht 
unterstützen wollen.  
Zum anderen zeigt das schnelle und rigorose Eingreifen der Polizei, dass die Ordnungshüter im Falle einer 
Gefahr umgehend am Einsatzort anzufinden sind und den Schutz der Viernheimer Bevölkerung 
gewährleisten können. Allerdings bedarf es in Zukunft keiner weiteren Einsätze wie am vergangenen 
Samstag, um diese Tatsache zu untermauern. Schließlich sollten Mütter mit ihren Kindern an einem 
Wochenende in aller Ruhe auf dem Apostelplatz spazieren gehen können, ohne Angst haben zu müssen, 
dass Extremisten, sei es von Links oder von Rechts, ihre persönliche Freiheit bedrohen. Die Viernheimer 
Bürger samt Polizei haben jedenfalls am vergangenen Samstag eindrucksvoll bewiesen, was es heißt, 
Zivilcourage zu zeigen, und dadurch deutlich die Rote Karte gezeigt. 
 
Kommentar: Neo-Nazis marschieren wieder – Wolfgang Johannes Martin 
Neo-Nazis marschieren wieder in den Straßen unserer Stadt – die erste öffentliche Aktion seit Kriegsende. 
Hätten Sie geglaubt, dass in unserer friedlichen Gemeinde derartiges passiert? Sicherlich nicht! Was meinen 
denn unsere Spitzenpolitiker dazu?! Sie sind seit Jahren (!) informiert, dass zirka 15 aktive Neo-Nazis in 
Viernheim wohnen, sich in Viernheimer Vereinen engagieren und sich unsere Heimatstadt als ihr privates 
Rückzugsdomizil ausgesucht haben. Und ALLE haben weggesehen und geschwiegen. Das ist fahrlässig 
und verharmlost die braunen Umtriebe auf gefährliche Weise – wie sich an diesem Samstag gezeigt hat. 
Viernheim ist mit Sicherheit keine Hochburg braunen Gedankenguts, sondern eine ganz normale Kleinstadt, 
wie es sie viele hundert Mal in Deutschland gibt. Wegschauen und Schweigen bilden aber keine Lösung. 
Jeder einzelne Bürger unserer Stadt ist gefordert. Braune Propaganda hat keinen Platz in Viernheim. 
Unabhängig davon ist es gut zu wissen und beruhigend, dass unsere Polizei sehr wohl über die braunen 
Aktivitäten informiert ist und schnell sowie nachhaltig eingreift. 
 



Seite 3 von 14 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
20.08.2007 www.echo-online.de  
Aufmarsch in Viernheim  
VIERNHEIM. Die Polizei hat am Samstagnachmittag in der Viernheimer Innenstadt gegen mehrere 
mutmaßliche Neonazis Platzverweise erteilt. Gegen 14.40 Uhr waren laut Polizeibericht 20 schwarz 
gekleidete Personen auf dem Apostelplatz erschienen.  
Besorgte Anwohner hatten die Polizei informiert, die wenige Minuten später mit mehreren Streifen eintraf. 
Die Personen verließen beim Kommen der Polizisten fluchtartig den Platz und rannten zu ihren Fahrzeugen. 
Von acht aus dem Bergsträßer Raum stammenden Männern im Alter zwischen 22 und 33 Jahren seien die 
Personalien festgestellt worden, heißt es in dem Polizeibericht weiter. Ihnen wurden Platzverweise erteilt.  
Ob während des Aufmarschs Straf- oder Ordnungswidrigkeitstatbestände von den Personen begangen 
wurden, so die Polizei, müsse noch geprüft werden.  
 
20.08.2007 An die VertreterInnen der Presse  
In Viernheim ist kein Platz für Nazis 
DGB lobt Zivilcourgage der Viernheimer Bürger/innen  und das schnelle Eingreifen der Polizei 
VIERNHEIM. Der DGB-Ortsverband Viernheim, der DGB-Kreisverband Bergstraße und die DGB-Region 
Südhessen begrüßen, dass der Versuch eines Neonazi-Aufmarsches in der Viernheimer Innenstadt 
innerhalb von wenigen Minuten unterbunden wurde.  
„Der Zivilcourage der Viernheimer Bürgerinnen und Bürger sowie dem raschen und entschlossenen 
Eingreifen der Polizei ist es zu verdanken, dass der Versuch, den Nazi-Verbrecher Rudolf Hess in Viernheim 
hochleben zu lassen, gescheitert ist“, betont DGB-Organisationssekretär Horst Raupp (Darmstadt). „Kein 
vernünftiger Mensch, nur politische Dummköpfe und braune Verbrecher wünschen sich die Zeit der Nazi-
Diktatur zurück. Für braune Verbrecher, Holocaustleugner und Geschichtsfälscher ist in Viernheim kein 
Platz. Viernheim und die Bergstraße sind bunt, nicht braun“.  
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Gegen die Personen, die in Viernheim den Faschistengruß gezeigt haben, hat der DGB bei der 
Staatsanwaltschaft Darmstadt Strafanzeige erstattet wegen Volksverhetzung und der Verwendung 
verfassungsfeindlicher Symbole.  
Der DGB unterstützt ausdrücklich die Aktion des Viernheimer Tageblatts „Ihre Stimme gegen Rechts“: Mit 
der Aktion soll erreicht werden, dass die Deutsche Post AG das „braune Postfach“ mit der Nummer 1813, 
das die Neonazis bei der Post in Viernheim unterhalten, kündigt. Der DGB ruft alle Gewerkschaftsmitglieder 
sowie alle Viernheimer Bürgerinnen und Bürger auf, die Aktion des Viernheimer Tageblatts zu unterstützen.  
Horst Raupp  -  Organisationssekretär 
 
21.08.2007 www.echo-online.de  
Lob für Bürger und Polizei  
Rechtsextremismus: Einzelheiten zur Versammlung von  Neonazis in Viernheim  
KREIS BERGSTRASSE.  Nachdem die Polizei am Samstag in der Viernheimer Innenstadt gegen mehrere 
mutmaßliche Neonazis Platzverweise erteilt hatte, gehen die Ermittlungen weiter. Wie berichtet, war es der 
Polizei Dank der Mitteilung mehrerer Bürger gelungen, eine Versammlung von Neonazis zu verhindern.  
Kurz zuvor hatte die Polizei in Heppenheim ein Auto mit vier der acht später in Viernheim ermittelten 
Personen kontrolliert. Hierbei handelte es sich um junge Männer aus Darmstadt, Bensheim, Bickenbach und 
Heppenheim. Vier der auf dem Apostelplatz kontrollierten Personen sind Viernheimer, die zu Fuß unterwegs 
waren.  
Ein in Viernheim wohnender Aktivist war am Samstag nicht aufgefallen, hatte aber am Sonntag in 
Ludwigshafen eine Versammlung der rechten Szene organisiert. In Ludwigshafen hatten sich laut 
Polizeibericht 43 Demonstranten versammelt.  
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) begrüßt, dass ein Neonaziaufmarsch in Viernheim unterbunden 
wurde. „Der Zivilcourage der Bürger sowie dem entschlossenen Eingreifen der Polizei ist es zu verdanken, 
dass der Versuch, den Nazi Rudolf Hess hochleben zu lassen, gescheitert ist“, heißt es in einer DGB-
Erklärung. „Für Holocaustleugner und Geschichtsfälscher ist kein Platz. Viernheim und die Bergstraße sind 
bunt, nicht braun“, schreiben die Gewerkschafter.  
Gegen die Personen, die in Viernheim den Faschistengruß gezeigt haben sollen, hat der DGB Strafanzeige 
erstattet wegen Volksverhetzung und der Verwendung verfassungsfeindlicher Symbole.  
 
21.08.2007 Bürgermeister dankt Polizei für schnelle s und sofortiges Eingreifen 
Von: Presse- und Informationsstelle Viernheim 
Kurzer Neonazi-Aufmarsch am vergangenen Samstag dur ch Polizei beendet 
Bürgermeister Matthias Baaß hat der Polizei für ihr sofortiges und schnelles Eingreifen bei dem kurzen 
Neonazi-Aufmarsch am vergangenen Samstag in der Innenstadt gedankt. "Diese Rechtsextremisten haben 
in Viernheim nichts verloren. Ich bin froh, dass die Polizei deren Aufenthalt und Aufmarsch umgehend und 
eindeutig beendet hat." 
 
Resolution gegen rechtsextreme Tendenzen in Viernhe im 
In Absprache mit der Initiative gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit im Kreis Bergstraße 
( www.fremdenfreundlich.de )  und den Fraktionen der Stadtverordneten-Versammlung wird Bürgermeister 
Baaß eine Resolution in das Stadtparlament einbringen, die sich gegen jedwede rechtsextreme Tendenzen 
in Viernheim, dem Kreis Bergstraße und der Rhein-Neckar-Region zur Wehr setzt. Baaß hatte dieses 
Vorgehen mit der Bergsträßer Initiative im Frühjahr 2007 verabredet. Eine ähnlich lautende Resolution ist 
bereits in den Gemeindeparlamenten einer ganzen Reihe von Orten des Kreises in den letzten 
Monaten verabschiedet worden (u.a. in Bensheim und Bürstadt) 
 
Erhöhte Vorsicht bei Vermietungen 
In den letzten Jahren hat das Polizeipräsidium Südhessen die Bergsträßer Bürgermeister um erhöhte 
Vorsicht in Zusammenhang mit Aktivisten der rechtsextremen Szene gebeten. So wird bei der Vermietung 
kommunaler Versammlungsräumen von der Stadtverwaltung Viernheim darauf geachtet, dass diese nicht 
von "Strohmännern" angemietet und unter harmlosem Vorwand wie Hochzeits-, Verlobungs- oder 
Geburtstagsfeiern für Treffen von Neonazis missbraucht werden. Ein entsprechender Hinweis durch den 
Bürgermeister erging an die Vertreter der Vereine in gleicher Sache wegen der Nutzung von deren 
Räumlichkeiten. 
Aktivitäten von Rechtsextremisten in Viernheim, ganz gleich ob in Viernheim wohnhaft oder von außerhalb 
kommend, werden seit Jahren, genau wie in jeder anderen Stadt des Kreises vom zuständigen Landesamt 
für Verfassungsschutz beobachtet. Hinsichtlich begangener Straftaten ermitteln polizeilicher Staatsschutz 
des Polizeipräsidiums Südhessen und die zuständige Staatsanwaltschaft Darmstadt. Bestehen 
Handlungsmöglichkeiten für die Stadtverwaltung selbst, werden diese sofort ergriffen und umgesetzt. 
www.viernheim.de: Bürgermeister dankt Polizei für schnelles und sofortiges Eingreifen 
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22.08.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/han au/?em_cnt=1195699  
Nazi-Vergangenheit vergessen 
Bad Nauheim Hobbyhistoriker verschweigen Antisemiti smus bei Kongress mit Einstein 
VON DETLEF SUNDERMANN 
Wo der Physiker und Urheber der Relativitätstheorie Albert Einstein einst seinen Fuß hinsetzte, da schmückt 
man sich heute gern mit dem Ereignis. Da steht Bad Nauheim nicht nach. Die Kurstadt war im September 
1920 Tagungsort der Gesellschaft Deutscher Naturforscher und Ärzte. 2600 renommierte Chemiker, 
Physiker und Mediziner, darunter etliche künftige Nobelpreisträger, gaben sich zu den 300 Vorträgen ein 
Stelldichein. Ein besonderes Interesse war Albert Einstein zugemessen worden, dessen Theorie ein Jahr 
zuvor bei der Beobachtung einer Sonnenfinsternis bestätigt wurde. Lichtstrahlen breiten sich nicht geradlinig, 
sondern werden von der Gravitation, etwa Sonne, gebeugt. Einstein betrachtete das Weltall als gekrümmten 
Raum. 
In Erinnerung an diese Veranstaltung stellte die Stadt 2005 zum 75. Jahrestag eine Tafel mit Text und 
Bildern auf. Wohl auch ein wenig im Memorium an das Badehaus 8, an dessen Stelle heute ein trister 
Parkplatz liegt. In diesem Badehaus 8 lieferten sich Albert Einstein und Philipp Lenard einen mehrstündigen 
Disput. Soweit der Tafeltext. Das klingt nach einem spannenden Schlagabtausch zweiter 
naturwissenschaftlicher Geistesgrößen, der eine hatte bereits den Nobelpreis 1905 bekommen, Einstein 
sollte seinen im Jahr darauf erhalten. 
Dass auch die Geschichte offenbar ihre Relativitätstheorie haben kann, beweist die von Bad Nauheimer 
Hobbyhistorikern erstellte Gedenktafel. Unreflektiert werden dort die Geschehnisse vor 77 Jahren 
wiedergeben und die Zusammenkunft als logistische Meisterleistung der Stadt gelobt. Unerwähnt bleibt, 
dass die Veranstaltung unter einem Großaufgebot an Polizei stattfand, mutmaßlich aus Furcht vor 
antisemitischen Übergriffen, so Biograf Roland W. Clark. Für Einstein, der während des Kongresses bei dem 
befreundeten Physiker Max Born in Frankfurt wohnte, soll der Gang nach Bad Nauheim kein einfacher 
gewesen sein. Der damalige Präsident der Deutschen Physikalischen Gesellschaft, Arnold Sommerfeld, und 
Max Planck beknieten Einstein förmlich, zu kommen. Planck trug als Vorsitzender auch dafür Sorge, dass es 
eine Diskussion auf fachlicher Ebene blieb, wenn man den Notierungen der Ohrenzeugen Glauben schenkt. 
Ein Redeprotokoll gibt es nicht. 
"Lenard lehnte die allgemeine Relativitätstheorie aus physiktheoretischen Überlegungen und aufgrund 
antisemitischer Vorurteile ab", heißt es zu Lenard im Deutschen Historischen Museum. Als "jüdischen 
Weltbluff" bezeichnete er Einsteins Theorie. Lenard war überdies ein Nationalist par excellance. Bereits 
1914 veröffentlichte er Hetzschriften gegen Großbritannien und gegen den britischen Wissenschaftler 
Joseph J. Thomson, 1921 hieß er die Ermordung von Matthias Erzberger, Finanzminister der Weimarer 
Republik, und 1922 das Attentat auf Reichsaußenminister Walther Rathenau durch Rechtsradikale für gut. 
1936 begründet Lenard in einem vierbändigen Werk die "Deutsche Physik". Die wahre Physik könne nur 
arischen Ursprungs sein, stellte er bereits 1929 fest. 
Nichts davon ist auf der Texttafel, deren Auszüge auch auf der Internetseite der Stadt zu lesen sind, zu 
finden. Brigitta Gebauer von der Arbeitsgemeinschaft Geschichte Bad Nauheim, die den Text verfasste, 
erklärt auf Anfrage der FR, die Ag habe ein langjähriges Quellenstudium betrieben, Professoren gefragt und 
sich auf eine Doktorarbeit mit dem Inhalt gestützt. Dass Lenard bereits 1920 Antisemit gewesen sei, sieht 
Gebauer als nicht erwiesen an. "Wir wollten uns bei diesem heiklen Thema auf Spekulationen nicht 
einlassen", sagt sie. Für eine Textänderung sieht sie keinen Grund. Bürgermeister Bernd Witzel (UWG) hat 
ebenfalls keine Einwände, gleichwohl zeigt er sich von Lenards Biografie überrascht. 
 
24.08.2007 URL: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,50 1937,00.html   
ATTACKE AUF AFRIKANER  -  
"Wir machen die Neger platt" 
Ein Volksfest, Rechtsradikale, Ausländer, plötzlich  ein brutaler Übergriff: Solche Szenen haben sich 
am vergangenen Wochenende nicht nur in Mügeln in Os tdeutschland abgespielt - sondern auch in 
Guntersblum in Rheinland-Pfalz. Die Polizei machte den Vorfall erst jetzt öffentlich.  
Guntersblum - Der Angriff passierte bereits am vergangenen Sonntag, wurde aber erst heute bekannt. Wie 
der Mainzer Leitende Oberstaatsanwalt Klaus Puderbach mitteilte, wurden ein Sudanese und ein Ägypter 
bei einem Weinfest in Guntersblum bei Mainz von drei Rechtsradikalen schwer verletzt. 
Aus ermittlungstaktischen Gründen sei die Öffentlichkeit erst jetzt von dem Vorfall informiert worden. Mit den 
Worten "Wir machen die Neger platt" seien drei Männer aus einer sechsköpfigen Gruppe auf die beiden 
Afrikaner losgegangen. Zunächst habe der 26-jährige Haupttäter versucht, mit einem Karate-Sprung den 
Sudanesen zu treten. Als ihm dies misslungen sei, habe er auf den ebenfalls 26 Jahre alten Afrikaner 
eingeprügelt und ihm eine Weinflasche auf den Kopf geschlagen, so dass diese zerbrach. 
Daraufhin sei der Sudanese zu Boden gegangen. Anschließend sollen zwei der Täter auf den am Boden 
liegenden Mann eingetreten haben. Als der 39-jährige Ägypter seinem Freund zu Hilfe kommen wollte, 
wurde er von einem der drei Männer mit einem abgebrochenen Flaschenhals angegriffen. Dabei sei dem 
Ägypter ein Finger abgetrennt worden. Als Passanten die Polizei riefen, seien die Angreifer davongelaufen. 
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Die "Allgemeine Zeitung Mainz" berichtete, der Ägypter und der Sudanese seien bereits während eines 
Spaziergangs am Abend zuvor von einer Gruppe junger Leute offen provoziert worden. Die Männer hätten 
sich jedoch nicht darauf eingelassen, wurde die Ehefrau eines der Männer in dem Bericht zitiert. Am 
Sonntagmorgen habe die Gruppe ihnen dann aufgelauert.  
 
Alle Täter gefasst  
Alle drei Täter wurden heute festgenommen. Einer der drei wurde wieder freigelassen, die anderen beiden 
sollen am Samstag dem Haftrichter vorgeführt werden. Der Sudanese konnte der Staatsanwaltschaft zufolge 
das Krankenhaus inzwischen wieder verlassen.  
Ministerpräsident Kurt Beck (SPD) verurteilte den Vorfall als "feige und menschenverachtende Straftat". Die 
Polizei in Rheinland-Pfalz gehe konsequent gegen Rechtsradikale vor. Nach der derzeitigen Sachlage sei 
von einer "rechtsmotivierten Straftat auszugehen", sagte der SPD-Vorsitzende. In der ARD betonte Beck am 
Abend, dass der Rechtsextremismus ein gesamtdeutsches Problem sei. "Es ist eindeutig so, dass wir nicht 
einfach nach Osten schauen dürfen", sagte er. Vielleicht sei der Rechtsextremismus in unterschiedlichen 
Regionen unterschiedlich ausgeprägt. "Aber es ist ein gemeinsames Problem", erklärte der SPD-Politiker. 
Zuvor hatte Beck sich als Konsequenz aus dem Überfall auf acht Inder in Mügeln für eine neue Initiative für 
ein NPD- Verbotsverfahren ausgesprochen. Allerdings stieß er damit quer durch alle Parteien auf Skepsis. 
"Ein Verfahren, das wieder zu einem Ergebnis führt wie das letzte Mal, möchte ich auf gar keinen Fall", sagte 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) in Berlin. Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU) auf n-tv: "Wenn 
das dann scheitert, besteht die Gefahr, dass die Partei damit so eine Art Gütesiegel bekommt." Auch 
Vizekanzler Franz Müntefering (SPD) äußerte sich zurückhaltend zu einem neuen Verbotsverfahren gegen 
die NPD. 2003 war ein solches Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht gescheitert. 
Unionsfraktions-Vizechef Wolfgang Bosbach (CDU) verteidigte unterdessen Bundesfamilienministerin Ursula 
von der Leyen (CDU) gegen den Vorwurf aus der SPD, sie habe sich im Kampf gegen Rechtsextremismus 
zu wenig engagiert. Bosbach sagte im Deutschlandradio Kultur, die Vorwürfe des Regierungspartners seien 
"sachlich falsch und politisch höchst unanständig".  
ler/ddp/AFP 

 
Zum Thema – auch überregionale weiter Links in SPIE GEL ONLINE:  

Hetzjagd auf Inder: Polizei ermittelt zwei weitere Tatverdächtige (24.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501841,00.html 
Mügeln:Tiefensee wirft von der Leyen Versäumnisse vor (24.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501743,00.html 
Hetzjagd auf Inder: "Die Polizei hat uns behandelt wie Hunde" (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501671,00.html 
Beck fordert NPD- Verbot:Rechtsextremes Wählerpotenzial bei 13 Prozent (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501717,00.html 
Ex- Regierungssprecher Heye:"Lokalpatriotische Blindheit" (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501614,00.html 
Volksverhetzung:Polizei zeigt NPD- Chef an (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501712,00.html 
Umfrage: Sachsen als Menetekel (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501618,00.html 
Angriff in Mügeln: Inder fühlen sich von der Polizei im Stich gelassen (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501636,00.html 
Sachsen- Anhalt: Rechtsradikale überfallen Jugendclub (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501665,00.html 
Gewalt in Mügeln: Milbradt plant Konferenz gegen Rechtsextremismus (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501527,00.html 
Mügeln: Merkel brandmarkt Gewaltexzess als beschämend (22.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501516,00.html 
Gewaltexzess:Erste Verfahren nach Hetzjagd - aber Mügeln mauert (22.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501490,00.html 
Rechtsextremismus: Von der Leyen attestiert Osten fehlende Zivilgesellschaft (23.08.2007) 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,501600,00.html 
 

24.08.2007 Allg. Zeitung Mainz: Fremdenfeindlicher Angriff auf Sudanesen in Guntersblum bei 
Mainz  - Mainz (ots) - "Den Neger machen wir platt"  / Staatsanwaltschaft  macht Gewalttat vom 
Sonntag erst heute publik 
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red. GUNTERSBLUM  Wie erst heute bekannt wurde, hat es am vergangenen Wochenende auf dem 
Kellerweg-Fest einen ausländerfeindlichen Übergriff gegeben, bei dem ein Deutscher ägyptischer 
Abstammung und ein Sudanese erheblich verletzt wurden. Sie wurden bereits am Samstagabend während 
eines Spaziergangs von einer Gruppe junger Leute offen provoziert, ließen sich aber nicht darauf ein, wie 
die Ehefrau des aus Ägypten Stammenden berichtet.  Am Sonntagmorgen habe die Gruppe ihnen dann 
aufgelauert, ihr Mann und dessen Freund seien beleidigt und zusammengeschlagen worden.  
Das bestätigte heute auch der Leitende Mainzer Oberstaatsanwalt Klaus Puderbach. Mit dem Ausruf "Den 
Neger machen wir platt!" seien die drei Täter  auf den 26-jährigen Sudanesen losgegangen, schlugen ihn 
zusammen und traten zu. Ein Täter mit auffälligen Stiefeln zerschlug dabei eine Weinflasche auf dem Kopf 
des Sudanesen. Dem 39-jährigen Ägypter wurde der Rest der Flasche in Richtung Gesicht gestoßen. Der 
Täter traf dabei jedoch die Hand, die der Angegriffene zum Schutz vor sich hielt, und durchtrennte einige 
Sehnen. Der Sudanese erlitt Prellungen und Schnittwunden, sein Freund muss operiert werden.  
Laut Oberstaatsanwalt Puderbach wurden zwei der Täter "umgehend" von der Polizei gefasst: "Sie werden 
morgen dem Richter vorgeführt. Die Identität des dritten Täters ist mittlerweile ebenfalls bekannt." Ob die 
Täter zur rechtsextremen Szene gehören, konnte er nicht sagen.Die Staatsanwaltschaft gab den Vorfall erst 
heute offiziell bekannt. Dies erklärte Puderbach damit, man habe Rücksicht auf die Ermittlungen nehmen 
wollen.  
Sogar der Guntersblumer Ortsbürgermeister Rolf Klarner (FWG) hat erst heute von dem Vorfall gehört: "Ich 
kann so etwas nur scharf verurteilen. Aber man kann leider auf solche Angriffe nicht vorbereitet sein." Die 
Täter sind ihm nicht bekannt. Auch Ministerpräsident Kurt Beck und Innenminister Karl Peter Bruch 
verurteilten die Gewalttat heute aufs Schärfste. Sie kündigten an, die Polizei werde konsequent gegen 
Rechtsradikale vorgehen. 
Pressekontakt:  Allgemeine Zeitung Mainz Telefon: + 49-(0)6131/48-5987 
 
25.08.2007 www.mdr.de  
U-Haft nach Überfall auf Ausländer in Rheinland-Pfa lz 
Mainz: Nach dem Überfall auf zwei Afrikaner in Rheinland-Pfalz ist der mutmaßliche Haupttäter in Haft 
genommen worden. Ein zweiter Verdächtiger kam wieder frei. Ihm wurden aber Auflagen erteilt. Die beiden 
sollen am vergangenen Wochenende zwei Afrikaner auf einem Weinfest angegriffen haben. Eines der Opfer 
wurde schwer verletzt. -- Im sächsischen Mügeln findet am Abend ein Friedensgebet statt. Dort waren am 
vergangenen Wochenende acht Inder zusammengeschlagen worden.  
 
26.08.2007 Allgemeine Zeitung Mainz: Zwei der mutma ßlichen Angreifer sind nach Attacke auf 
Ausländer in Guntersblum wieder auf freiem Fuß - Au genzeugen berichten  
   Mainz  (ots) - red. GUNTERSBLUM Nach dem Übergriff dreier Männer  auf einen Sudanesen und einen 
Deutsch-Ägypter auf einem Weinfest in Guntersblum, der am Freitag bekannt geworden war, sind zwei der 
drei Angreifer wieder auf freiem Fuß.red. Die Männer, allesamt im Alter zwischen 22 und 29 Jahren, hatten 
die beiden Kellerwegfest-Besucher in der Nacht von Samstag auf Sonntag vergangener Woche provoziert 
und mit Glasflaschen zum Teil schwer verletzt. Die drei Täter konnten flüchten und waren erst am Freitag 
festgenommen worden (wir berichteten). Einer der Angreifer wurde danach auf freien Fuß gesetzt, die 
beiden anderen waren gestern dem Haftrichter vorgeführt worden. 
Der 29-jährige Täter ist noch in Haft, der zweite, der 26 Jahre alt ist, wurde gegen Meldeauflage 
freigelassen. Das bedeutet, dass er sich zwei Mal pro Woche persönlich bei der Mainzer Polizei melden  
muss, erklärte der Leitende Oberstaatsanwalt Klaus Puderbach heute auf Nachfrage dieser Zeitung. Diese 
Auflage gelte, solange der Haftbefehl bestehe. 
Bei dem in Haft befindlichen Täter liege ein dringender Tatverdacht vor, ein Grund für seine Haft sei die 
bestehende Fluchtgefahr. Der 29-jährige Rheinhesse sei aufgrund persönlicher Umstände in Haft. Der 
Mann habe keine feste Arbeitsstelle und keinen festen Wohnsitz, erklärte Puderbach. Die Ermittlungen 
laufen nun weiter: "Das muss schnell gehen", erläuterte Puderbach, der damit rechnet, dass das Verfahren 
in ein bis zwei Monaten abgeschlossen sein könnte. Die Ermittlungsbehörden hatten den Vorfall, den das  
rheinland-pfälzische Innenministerium bereits am Freitag als rechtsextrem motiviert eingestuft hatte, einige 
Tage lang nicht an die Öffentlichkeit gebracht und sich dabei auf ermittlungstaktische Gründe berufen. 
Mittlerweile haben sich einige Augenzeugen des Vorfalls bei der Redaktion gemeldet. Sie berichteten, dass 
die Opfer vor dem Eintreffen der Polizei von den mutmaßlichen Tätern brutal mit Stiefeln getreten worden 
seien. Einer der Täter habe zudem eine Weinflasche auf dem Kopf eines Opfers zerschlagen. 
In Guntersblum fanden sich am Samstag viele Menschen zu einer Solidaritätskundgebung für die Opfer. 
"Wir stehen zur demokratischen Grundordnung und werden diese auch verteidigen", erklärte Bürgermeister 
Rolf Klarner (FWG). 
Pressekontakt:  Rückfragen bitte an:  Allgemeine Ze itung Mainz 
Melanie Wied   Telefon: +49-(0)6131/48-5987 Fax: +4 9-(0)6131/48-5868 
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28.08.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/akt uell/?em_cnt=1199091  
Polizei stoppt Lastwagen mit NS-Parole 
Lkw war mit neonazistischer Propaganda quer durch D eutschland gefahren 
Frankfurt. Zwei junge hessische Bereitschaftspolizisten haben einen Lastwagen aufgehalten, der eine 
Woche lang mit neonazistischer Propaganda durch Deutschland gefahren ist. Wie die Bild-Zeitung am 
Montag berichtete, stoppten die Beamten den Laster auf der A 4 bei Bad Hersfeld und zwangen die zwei 
Fahrer, die Parolen zu entfernen. Das Landeskriminalamt (LKA) in Wiesbaden bestätigte den Bericht. So 
war der Lastwagen auf dem Weg nach Jena zu einer Gedenkfeier für den 1987 im 
Kriegsverbrechergefängnis Berlin-Spandau gestorbenen Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß. Der Lkw-Aufbau 
trug die aufgeklebte Aufschrift "Rudolf Heß - Mord verjährt nicht".  
Der Lkw war zuvor in Berlin und andernorts gesichtet worden - auch in Wiesbaden. Laut LKA fehlte aber 
zunächst eine rechtliche Handhabe, gegen die Propaganda vorzugehen. "Strafrechtlich war da nichts zu 
machen", so das LKA. Die Propaganda könne aber als "Belästigung der Allgemeinheit" und somit als 
Ordnungswidrigkeit gewertet werden. Die Polizisten hätten die Fortsetzung der Belästigung verhindern 
dürfen. Bei den Fahrern handele es sich um NPD-Mitglieder aus Bremen und Leipzig. Pgh 
 
29.08.2007 http://www.wormser-zeitung.de/region/objekt.php3?ar tikel_id=2946203  
"Rechte Szene gibt es in Worms nicht"  
Dennoch hält Kripochefin Ewert Gewalt gegen Ausländ er auch hier für möglich  
Im ostdeutschen Mügeln wurden acht Inder vom Mob ge hetzt und verletzt. Direkt vor unserer 
Haustür, beim Kellerwegfest in Guntersblum, haben R echtsradikale zwei Afrikaner angegriffen. Stellt 
sich die Frage: Sind solche Gewaltakte auch in Worm s vorstellbar?  
Von  Roland Keth  
"Denkbar sind solche Vorfälle überall", urteilt Kripo-Chefin Dr. Anslieb Ewert. Eine "rechte Szene" existiere 
im Wormser Raum allerdings nicht. "Nach unseren Erkenntnissen gibt es hier schon Menschen, die 
rechtsradikales Gedankengut pflegen, ohne beziffern zu können, wie viele das sind. Aber eine Gruppe mit 
festen Strukturen kennen wir nicht, es gibt keine Kameradschaft oder vergleichbare rechtsextreme 
Organisation", erläutert die 39-Jährige gegenüber der WZ. Einige "Rechte" hat die Polizei im Raum 
Alzey/Kirchheim-Bolanden im Visier. "Ansonsten nutzen diese Leute Internet-Foren. Dort finden sie dann 
Tipps, wo man sich mit Gleichgesinnten treffen, grillen und Alkohol trinken kann." Jedes größere Fest ziehe 
auswärtige Besucher an. Wenn dann Alkohol die rechte Gesinnung anstachele, dann könne es an jedem Ort 
zu ausländerfeindlichen Übergriffen kommen. "Auch in Worms."  
In den letzten beiden Jahren sind in der Hagenstraße 27 so genannte "Propaganda-Delikte" aktenkundig 
geworden - meist handelt es sich dabei um Hakenkreuzschmierereien und Sachbeschädigungen. In der 
Regel nichts Aufregendes und oft genug "Dumme-Jungen-Streiche" ohne wirklichen rechtsradikalen 
Hintergrund, wie Anslieb Ewert versichert. Im ersten Halbjahr 2007 gab es acht solcher Vorfälle - darunter 
allerdings auch die üblen Schmierereien am 20. Mai in der Diesterwegschule. Unbekannte Übeltäter hatten 
dort an mindestens 115 Stellen Fenster und Fassadenteile mit Hakenkreuzen, SS-Runen und 
ausländerfeindlichen Parolen besprüht. "Die Ermittlungen laufen noch, wir verfolgen eine heiße Spur. So wie 
es aussieht, hat diese Tat aber keinen rechtsextremen Hintergrund - trotz der Nazi-Symbole." Mehr will die 
Kripo-Chefin im Augenblick noch nicht verraten.  
Die NPD ist in Worms nicht existent. "Es kommt aber immer wieder vor, dass NPD-Leute von auswärts 
anreisen, Infostände aufbauen und dann Menschen aus dem rechten Spektrum anziehen", erläutert Klaus 
Schweikardt, Chef im Mainzer K12, das zuständig ist für Extremismus und Terrorismus (Staatsschutz). 
Wegen der aktuellen Diskussion über ein NPD-Verbot halten sich Ewert und Schweikardt mit ihren 
Äußerungen erkennbar zurück.  
Nicht erst nach den schweren Ausschreitungen am 17. August 1996 und dem 1. Mai 2005 in Worms 
registriere man sehr aufmerksam, was in der rechten Szene vorgehe, versichert die Kripo-Chefin. "Schon 
seit Anfang der 90er Jahre agiert die Polizei generell sehr sensibel, wenn es um Rechtsextremismus geht."  
 
29.08.2007 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=2946230   
"In Worms gibt es keine rechte Szene"  
rok. WORMS Vorfälle wie in Mügeln oder Guntersblum sind grundsätzlich überall denkbar, also auch in 
Worms. Eine organisierte "rechte Szene" existiere im Wormser Raum allerdings nicht, erklärte Kripo-Chefin 
Dr. Anslieb Ewert gegenüber der WZ.  
In den vergangenen beiden Jahren sind in der Nibelungenstadt 27 "Propaganda-Delikte" aktenkundig 
geworden - meist handelt es sich dabei um Hakenkreuzschmierereien und Sachbeschädigungen. In der 
Regel nichts Aufregendes und oft genug "Dumme-Jungen-Streiche" ohne wirklichen rechtsradikalen 
Hintergrund, wie die Polizei versichert. Im ersten Halbjahr 2007 gab es acht solcher Straftaten - darunter 
allerdings auch üble Nazi-Schmierereien an über 100 Stellen am 20. Mai in der Diesterwegschule.  
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31.08.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/wie sbaden/?em_cnt=1201437  
Neonazis passen sich äußerlich an 
Kader werben mit Musik und stilsicherer Jugend-Klei dung / Zahl der Übergriffe wächst 
VON MARIO THURNES 
Das Foto sieht harmlos aus: Junge Menschen feiern auf dem Wehener Markt . Ein Blick auf die T-Shirts 
macht misstrauisch: Runen sind abgebildet, der Schriftzug Race War (Rassenkrieg) oder die Zahl 18, die für 
die Position von A und H im Alphabet steht - die Initialen von Adolf Hitler. 
Mitglieder des Vereins "Bildungs- und Solidaritätswerk Anna Seghers" haben es im Internet entdeckt - auf 
www.geknipst.at. Kein Nazi-Produkt, eine harmlose Internetseite, auf der vornehmlich Jugendliche Bilder 
von Abi-Feiern oder Konzerten zeigen. 
Doch genau das ist der Clou an der rechten Szene, sagen die Mitglieder von Anna Seghers. Den Klischee-
Nazi mit Springerstiefeln, grüner Bomberjacke und glatt rasiertem Nacken gibt es immer weniger. Ihre Mode 
orientiert sich an anderen populären Jugendbewegungen: den Skatern oder der Black-Metal-Szene. 
 
Spezielle Marken beliebt 
Beliebt ist die Marke Lonsdale, weil sich mit ihr der NSDAP-Schriftzug ohne P andeuten lässt. Oder Thor 
Steinar, die Marke der Firma Mediatex, hatte Runen auf Shirts gedruckt, die unter anderem das Amtsgericht 
Prenzlau als verfassungswidrig eingestuft hat. "Dass sie hipp sind, dass sie normal sind, macht die Nazis 
erst gefährlich", sagt ein Mitglied von Anna Seghers. Auf diese Weise könnten sie leichter Nachwuchs 
rekrutieren: Zum einen kommen die Nazis so mit mehr Jugendlichen in Kontakt, zum anderen wächst ihre 
Verführungskraft. 
Mit echten Namen wollen die Mitglieder von Anna Seghers nicht zitiert werden. Eine gewisse Angst sei da, 
auch wollten sie ihre Familien schützen. Zumal die Zahl der Übergriffe wachse. Spektakulär war die Tat am 
Maifeiertag, als eine Horde Neonazis am Mainzer Südbahnhof eine 18-Jährige zusammengeschlagen und 
auf die Gleise geworfen haben. Aber auch im Alltag nimmt sich die rechte Szene mehr raus. Auf einer 
Infoveranstaltung von Anna Seghers fotografierten sie Teilnehmer, andere setzten sich ins Publikum und 
diskutierten mit. 
Die Zahl der in und um Wiesbaden aktiven Kader schä tzt Anna Seghers auf 40 bis 50.  In der Stadt 
selber trauten sie sich weniger, offensiv zu agieren. Unter anderem halte sie die hohe Zahl an Ausländern 
zurück. Das ländliche Umland sei eher für sie der Ort, aktiv zu werden. Dort mischten sie sich unter die 
Menschen, wie die Bilder vom Wehener Markt beweisen. Wie es auf solchen Volksfesten dann zu 
Übergriffen wie jüngst in Guntersblum kommt, können sich die Mitglieder von Anna Seghers lebhaft 
vorstellen. 
Das Jugendamt war gestern nicht zu einer Stellungnahme bereit. Den Bedarf scheint die Stadt allerdings zu 
sehen. Das Bundes-Jugendministerium hat im vergangenen Jahr einen Etat für Kampagnen gegen Rechts 
zur Verfügung gestellt. Wiesbaden hat einen Antrag gestellt und den höchstmöglichen Betrag erhalten. 
 
03.09.2007 www.tagesschau.de  
* Haftbefehl nach fremdenfeindlichem Angriff in Stutt gart  
Nach einem ausländerfeindlichen Angriff auf einen Sri Lanker in Stuttgart ist gegen einen 27-jährigen 
Tatverdächtigen Haftbefehl erlassen worden. Er war bereits mehrfach wegen Gewaltdelikten aufgefallen. 
Der Sri Lanker war am Wochenende zunächst angepöbelt und später getreten worden. [mehr] 
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05.09.2007 Die angehängte Einladung erreichte uns ü ber das apabiz! 
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05.09.2007 www.spiegel-online.de  
BERUFSVERBOT PASSÉ  - Antifa-  Aktivist wird doch noch Lehrer  
Weil er in der Heidelberger Antifa-Initiative mitmachte, sollte er auf keinen Fall Lehrer werden. Jetzt dreht 
das Land Baden-Württemberg überraschend bei: Michael Csaszkóczy, 37, erhält nach einem absurden 
Rechtsstreit eine Stelle - und schon Montag beginnt das neue Schuljahr. Von Jochen Schönmann mehr... 
 
06.09.2007 Csaszkóczy darf unterrichten 
Kulturministerium Baden-Württemberg gibt auf: Stellenangebot für Heidelberger Antifaschisten nach vier 
Jahren Berufsverbot von Peter Wolter 
  --> http://www.jungewelt.de/2007/09-06/026.php  
 
07.09.2007 Allg. Zeitung Mainz: Von wegen reibungsl os (zu Guntersblum) 
   Mainz (ots) - Nach dem brutalen Angriff auf Ausländer in Guntersblum hatten sich Ermittler und Mainzer 
Landesregierung gegenseitig Lob gezollt, wie schnell, reibungslos und gründlich man den offenkundig 
rechtsextremen Schlägern doch das Handwerk gelegt habe. Wie wir jetzt wissen, kann man das Stichwort 
"reibungslos" getrost vergessen, und über die Gründlichkeit der Arbeit wird noch zu reden sein. Im 
allergünstigsten Fall hat es eine böse Kommunikationspanne gegeben. Warum sollte der Guntersblumer  
Bürgermeister im Interview betonen, in seiner Gemeinde könne er sich Vorfälle wie im sächsischen Mügeln 
nicht vorstellen, wenn er es angeblich seit Tagen besser wusste? Wie gesagt: Das ist nur die günstigste 
Annahme. Weitaus schlimmer wäre es, wenn Bürgermeister, Staatsanwaltschaft oder Ministerium in dieser 
Angelegenheit bislang nicht alle Fakten genannt haben. Dass dieser Verdacht nicht erst seit den neuerlichen 
Anschuldigungen in der Luft liegt, daran sind zumindest die Ermittler selbst schuld. Sie sind mit ihrem langen  
Schweigen ein hohes Risiko eingegangen: Ermittlungstaktik hin oder her - hätten wir zum Thema 
Guntersblum von offizieller Stelle auch dann etwas erfahren, wenn die Täter nicht gefasst worden wären? 
Oder hat ist man nur an die Öffentlichkeit gegangen, weil diese Zeitung den üblen Vorfall publik zu machen 
drohte? Diese Frage sollte schleunigst beantwortet werden. 
Am besten gemeinsam mit der, wie hoch - nach Mügeln, wohlgemerkt - das Problembewusstsein der in 
Guntersblum eingesetzten Beamten war und ob dieses Bewusstsein die Qualität ihrer Arbeit und somit die  
Entschlossenheit beim Zugriff bestimmt hat. 
 
09.09.2007 www.mdr.de  
Überfall auf Rabbiner sorgt beim Zentralrat der Jud en für Entsetzen 
Frankfurt am Main: Der Überfall auf einen Rabbiner sorgt beim Zentralrat der Juden für Entsetzen. 
Vorsitzende Knobloch sagte, sie sei schockiert und wütend. Angesichts der sich häufenden Gewaltakte 
gegen Minderheiten müsse man sich fragen, ob es außer im Osten auch in anderen Teilen Deutschlands 
No-Go-Areas gebe. Vizepräsident Korn warnte dagegen vor voreiligen Schlussfolgerungen. Nach dem 
aktuellen Stand der Ermittlungen deute nichts auf einen gezielten Anschlag hin. Der Rabbiner war am 
Freitag in Frankfurt auf offener Straße niedergestochen worden. Sein Leben konnte im Krankenhaus gerettet 
werden. 
 
09.09.2007 www.spiegel-online.de  
FRANKFURT AM MAIN - Messerattacke auf Rabbiner - Zentralrat bestürzt  
Mysteriöser Messerangriff: Ein als Südländer beschriebener Mann hat in der Frankfurter Innenstadt einen 
Rabbiner niedergestochen und schwer verletzt. Die Polizei geht derzeit nicht von einem gezielten Anschlag 
aus. Vertreter jüdischer Verbände und Gemeinden reagierten schockiert auf die Tat. mehr... 
 
09.09.2007 Betreff: Reichskiegsflagge  
Liebe Antifa - FreundInnen, zur Information: In Hummetroth hängt an einem Haus, Ortsausfahrt N ord 
(Richtung Hassenroth) linke Strassenseite eine gros se Reichskriegsflagge(ohne Hakenkreuz), also 
nicht strafbar.  Ich werde versuchen, aus dieser Gemeinde Infos darüber zu bekommen. 
Es gibt gute Sammlungen über die Codes, die Bildsymbole der Neonazis, ich habe leider die Adresse nicht 
griffbereit, sie folgt. Eine weitere fällt mir noch ein: 
28 = Blood & Honour (verbotene Gruppe und Netzwerk) 
Viele Grüsse Peter  
 
10.09.2007 URL: http://www.fr-
online.de/in_und_ausland/politik/meinung/kommentare /?em_cnt=1206993  
Kommentar: Sogar Frankfurt  
Vielleicht ist es wirklich ein Zufall gewesen. Womöglich hatte der Täter für seine Messerstiche gegen einen 
Frankfurter Rabbiner keinen eigenen Plan, handelte allein in einer gewissen Verblendung... 
 
10.09.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/fra nkfurt/?em_cnt=1207068  
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Überfall auf Rabbiner: Solidarität mit Jüdischer Ge meinde  
Überfall überschattet Gedenkveranstaltung für Synagoge Friedberger Anlage 
 
10-09-2007 www.spiegel-online.de  
MESSERATTACKE AUF RABBINER - Polizei geht von antisemitischer Tat aus  
Der blutige Überfall auf einen Rabbiner in Frankfurt hatte offenbar einen antisemitischen Hintergrund: Der 
Polizei zufolge bezeichnete der Täter sein Opfer als "Scheiß-Juden", bevor er zustach. Die Ermittler fahnden 
inzwischen mit einem Phantombild nach dem Täter. mehr... 
 
11.09.2007 Rheinische Post: Jerzy Montag: Messerattacke auf Ra bbiner ist Hinweis auf 
wachsenden Antisemitismus in Deutschland  
Düsseldorf (ots) - Die Frankfurter Messerattacke auf einen Rabbiner ist für den Vorsitzenden der deutsch-
israelischen Parlamentariergruppe im Bundestag, Jerzy Montag, ein "ganz erschütternder Hinweis auf den 
wachsenden Antisemitismus in Deutschland". Der Grünen-Rechtspolitiker sagte der "Rheinischen Post" ... 
 
11.09.2007 http://www.viernheim.de/www-viernheim-de.272.0.html  >Aktuelles  >Pressespiegel   
Viernheimer Erklärung gegen Rechtsextremismus und I ntoleranz 
Die Stadtverordneten-Versammlung der Stadt Viernhei m verabschiedet einstimmig die Viernheimer 
Erklärung gegen Rechtsextremismus und Intoleranz in  der Stadtverordnetenversammlung am 
07.09.2007 
Die Stadtverordneten-Versammlung der Stadt Viernhei m hat dieser in Bensheim und Zwingenberg 
entwickelten und vom dortigen Magistrat und der Sta dtverordneten-Versammlung einstimmig 
begrüßten Erklärung zugestimmt.  
Sie lädt alle Bürgerinnen und Bürger, Religionsgeme inschaften und Gewerkschaften sowie alle 
demokratischen Idealen verpflichteten Verbände und Vereine dazu ein, dieser Resolution 
zuzustimmen.  
--------------------------------------------------------------------------------------------------  
Viernheimer Erklärung gegen Rechtsextremismus und I ntoleranz  
Rechtsextreme Gruppierungen wollen unter dem Deckmantel sozialer Positionen ihre extremistischen, 
fremdenfeindlichen und rassistischen Parolen auch in der Metropolregion Rhein-Neckar verbreiten. Bei uns 
in Viernheim sind sie schon aktiv geworden.  
Wir Viernheimer Bürgerinnen und Bürger akzeptieren ihr Auftreten in unserer Heimatstadt und anderswo 
nicht. Die Abwehr von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus geht jeden in unserer Stadt 
an. Wir Viernheimer -ob mit deutschem oder anderem Pass- treten entschieden für Demokratie, Toleranz 
und Menschenwürde für alle ein. Die Erinnerung an die furchtbaren Verbrechen des Nationalsozialismus, 
insbesondere an den Holocaust, dem auch Viernheimer Bürgerinnen und Bürger zum Opfer fielen, fordert 
uns dazu auf.  
Rassismus, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit sind heute eine besonders ausgeprägte Gefahr 
für unsere demokratische Gesellschaft. Sie sind keine Randprobleme, sondern zielen auf die Abschaffung 
unserer Demokratie und verneinen die Gleichwertigkeit aller Menschen.  
Wir wehren uns deshalb entschieden und mit friedlichen Mitteln gegen alle Auftritte von rechtsextremen 
Gruppen, weil  
- uns die Würde jedes einzelnen Menschen wichtig ist, 
- wir uns für ein friedliches und gleichberechtigtes Zusammenleben aller Menschen und 

Bevölkerungsgruppen in Viernheim einsetzen, 
- wir soziale Probleme in unserer Gesellschaft nicht auf Kosten von Minderheiten lösen wollen, 
- wir uns in Viernheim für Völkerverständigung einsetzen und wir als Gemeinde des demokratischen 

Europas mit unseren Nachbarländern in Freiheit, Frieden und Partnerschaft zusammen leben wollen, 
- wir uns den Opfern des Nationalsozialismus verbunden fühlen 
- Wir wehren uns besonders gegen Versuche rechtsextremer, rassistischer und fremdenfeindlicher 

Gruppen, gerade das Bewusstsein unserer jugendlichen Bürgerinnen und Bürger in ihrem Sinne 
beeinflussen zu wollen. Unsere Jugendlichen brauchen keine populistischen rechten Parolen und 
nationalistischen Weltbilder - wir wollen, dass sie sich für ein friedliches, respektvolles Zusammenleben 
in unserer Gesellschaft engagieren.  

Schweigen und "Wegsehen" kann leicht als Akzeptanz missverstanden werden. Wir erklären deshalb, dass 
wir entschieden gegen ein Auftreten der Rechtsextremisten in Viernheim sind. Diese Gruppen (wie etwa die 
NPD und ihre Gesinnungsfreunde in den sog. "Kameradschaften", "Aktionsbüros" und "Freien/Autonomen 
Nationalisten") sind in unserer Heimatstadt unerwünscht.  
Kontakt  buergermeister(at)viernheim.de  
 
12.09.2007 http://www.wormser-zeitung.de/region/objekt.php3?ar tikel_id=2964762   
In Worms existiert "rechte Szene"  
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Kritik an "verharmlosenden" Äußerungen von Kripo-Ch efin / Gefahr durch Führungsleute  
Eine "rechte Szene" gebe es in Worms nicht, auch ke ine "Kameradschaft" oder eine vergleichbare 
Organisation mit festen Strukturen. Dieser Einschät zung von Kripo-Chefin Dr. Anslieb Ewert vor 
kurzem in der WZ haben Heiner Boegler und Silvia Sc hall entschieden widersprochen.  
Von Roland Keth  
"Diese Aussage von Frau Dr. Ewert ist falsch. Und das weiß die Polizei auch", behaupten die beiden 
Vertreter vom Wormser "Bündnis gegen Naziaufmärsche". Sie unterstellen der Polizei, aber auch der Stadt, 
rechtsextreme Aktivitäten zu bagatellisieren, um die Bevölkerung nicht zu verunsichern.  
Silvia Schall und Heiner Boegler können ihre Kritik mit Unterlagen belegen, die sie akribisch gesammelt 
haben. "Immer wieder verteilen die Rechten Flugblätter, zuletzt haben sie Info-Material in der Karl-Marx-
Siedlung, in Neuhausen, Pfeddersheim und Horchheim in Briefkästen gesteckt", berichtet Silvia Schall und 
legt einige Flugblätter auf den Tisch. Am Kopf der eindeutig als rechtsextrem und ausländerfeindlich 
auszumachenden Kampfschriften stehen die Verantwortlichen: NPD Alzey-Worms (mit Postfach) und die 
Internet-Adresse ks-worms.tk, hinter der sich die "Kameradschaft Worms" verbirgt.  
Wenn man im Internet recherchiere, stoße man sofort und ohne Probleme auf Web-Seiten und 
Kontaktadressen. In der Tat wird beispielsweise auf der Landesseite der NPD ein am 17. Februar 2006 
gegründeter Kreisverband Alzey-Worms geführt, auch die schon genannte "Kameradschaft Worms" ("frei-
sozial-national") hat eine eigene Homepage. Von dort gelangt man mühelos zu Ansprechpartnern, zu 
anderen rechten Organisation oder etwa zum Infoportal Rhein-Neckar-Main, wo über alle rechten Aktivitäten 
ausführlich informiert wird.  
"Es ist richtig, dass die hiesigen Rechtsextremen bei uns nicht so präsent sind", räumt Boegler ein. Das sei 
allerdings reine Verschleierungstaktik. "Die Kameradschaft Worms ist andernorts aktiv, dafür kommen die 
Kameradschaften Bergstraße oder Kurpfalz hierher. Auch das Aktionsbündnis Rhein-Neckar ist sehr rührig."  
Karl Saulheimer, 20 Jahre DGB-Kreisvorsitzender, langjähriger Beobachter und aktiver Kämpfer gegen 
Rechts, ist ebenfalls nicht glücklich über Ewerts Aussage. "Das ist verharmlosend. Richtig ist allerdings, 
dass wir hier in Worms keine organisierte rechte Szene haben." Das liege daran, dass man in der 
Vergangenheit erfolgreich Widerstand geleistet habe. "Aber es wohnen hier Einzelpersonen, die bei den 
Rechten sogar Führungspositionen einnehmen. Und die sind gefährlich und ernst zu nehmen", hält der 78-
Jährige der Kripo-Chefin mahnend vor.  
Schall und Boegler fordern von Stadt und Polizei ein rigides Vorgehen gegen Rechte. "Die Stadt muss 
Auflagen machen bei Info-Ständen und dies dann auch kontrollieren", verlangen die beiden. Aufmärsche und 
Treffen, die am 17. August 1996 und dem 1. Mai 2005 zu gewalttätigen Ausschreitungen führten, sollten 
verboten werden - auch auf die Gefahr hin, dass es zu einem Rechtsstreit kommt. "Die früheren 
Oberbürgermeister Fischer und Neuß haben so verfahren. Und das war gut so, denn es hatte 
abschreckende Wirkung", erinnert sich Karl Saulheimer.  
 
14.09.2007 www.dradio.de  
Frankfurt am Main: Nach Messerattacke auf Rabbiner Verdächtiger gefasst 
Eine Woche nach dem Angriff mit einem Messer auf einen Rabbiner in Frankfurt am Main ist der 
mutmaßliche Täter gefasst worden.  Wie die Staatsanwaltschaft mitteilte, hat ein 22-Jähriger die Tat 
gestanden, eine Tötungsabsicht jedoch bestritten. Gegen ihn wurde Haftbefehl wegen versuchten 
Totschlags und gefährlicher Körperverletzung beantragt. Der Rabbiner war im Frankfurter Stadtteil Westend 
auf offener Straße niedergestochen und schwer verletzt worden. 
 
14.09.2007 www.tagesschau.de  
* Verdächtiger gesteht Angriff auf Rabbiner  
Eine Woche nach einer Messerattacke auf einen Rabbiner in Frankfurt am Main hat die Polizei einen 
Tatverdächtigen festgenommen. Der 22-Jährige habe den Überfall eingeräumt, teilte die Staatsanwaltschaft 
mit. Der entscheidende Hinweis sei aus einem Internetforum gekommen. [mehr] 

·  Angriff auf Rabbi offensichtlich antisemitisch motiviert  
 
Gefunden im Archiv auf  www.cdu-fuerth.de/gemeindepolitik.html  
Die nachfolgende Fürther Erklärung gegen Rechtsextr emismus  wurde in der 
Gemeindevertretersitzung am 02.07.2007 einstimmig, das heißt von CDU, FW, SPD und dem Vertreter 
der Grünen gemeinsam beschlossen.  
Fürther Erklärung gegen Rechtsextremismus  
Rechtextreme Gruppierungen wollen unter dem Deckmantel sozialer Positionen ihre extremistischen, 
fremdenfeindlichen und rassistischen Parolen verbreiten - auch bei uns in Fürth sind sie schon aktiv 
geworden. 
Wir Fürther Bürgerinnen und Bürger akzeptieren ihr Auftreten in unserer Heimatgemeinde und anderswo 
nicht. Die Abwehr von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus geht jeden in unserer 
Gemeinde an. Wir Fürther treten entschieden für Demokratie, Toleranz und Menschenwürde ein - die 
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Erinnerung an die furchtbaren Verbrechen des Nationalsozialismus, insbesondere an den Holocaust, dem 
auch Fürther Bürgerinnen und Bürger zum Opfer fielen, fordert uns dazu auf.  
Rassismus, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit sind heute eine besonders ausgeprägte Gefahr 
für unsere demokratische Gesellschaft. Sie sind keine Randprobleme, sondern zielen auf die Abschaffung 
unserer Demokratie und verneinen die Gleichwertigkeit aller Menschen. 
Wir wehren uns deshalb entschieden und mit friedlichen Mitteln gegen alle Auftritte von rechtsextremen 
Gruppen, weil 
�  uns die Würde jedes einzelnen Menschen wichtig ist,  
�  wir uns für ein friedliches und gleichberechtigtes Zusammenleben aller Menschen und 

Bevölkerungsgruppen in Fürth einsetzen,  
�  wir soziale Probleme in unserer Gesellschaft nicht auf Kosten von Minderheiten lösen wollen,  
�  wir uns in Fürth für Völkerverständigung einsetzen und wir als "Gemeinde Europas" mit unseren 

Nachbarländern in Freiheit, Frieden und Partnerschaft zusammen leben wollen,  
�  wir uns den Opfern des Nationalsozialismus verbunden fühlen. Wir wehren uns besonders gegen 

Versuche rechtsextremer, rassistischer und fremdenfeindlicher Gruppen, das Bewusstsein unserer 
jugendlichen Bürgerinnen und Bürger in ihrem Sinne beeinflussen zu wollen. 

Unsere Jugendlichen brauchen keine populistischen rechten Parolen und nationalistischen Weltbilder - wir 
wollen, dass sie sich für ein friedliches, respektvolles Zusammenleben in unserer Gesellschaft engagieren. 
Schweigen und "Wegsehen" kann leicht als Akzeptanz missverstanden werden. Wir erklären deshalb, 
dass wir entschieden gegen ein Auftreten der Rechtsextremisten in Fürth sind. Diese Gruppen sind in 
unserer Heimatgemeinde unerwünscht. 
 
Fürth/Odw., den 29. Mai 2007  Gottfried Schneider  - Bürgermeister - 


